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Noch immer ungleich, noch immer getrennt

Verletzungen des Rechts auf Bildung 
von Roma-Kindern in der Slowakei

Übersetzung der Zusammenfassung des Berichts von amnesty international
Getrennte Schulen

Im Kindergarten von Jarovnice in der Ost-Slowakei sind die Zimmer warm, gut beleuchtet, es gibt viele Spielzeuge, Poster und Lernhilfen. Im ersten Stock spielt eine Gruppe von vier- und fünfjährigen Kindern mit Plastikdinosauriern. Im Erdgeschoss bildet eine andere Kindergruppe der selben Altersstufe einen Kreis, indem sie sich an den Händen halten.

Auf den ersten Blick ist zwischen den beiden Gruppen kein großer Unterschied. Aber die Kinder im ersten Stock haben weiße Hautfarbe, sprechen Slowakisch und kommen direkt aus der Stadt. Die Gruppe im Erdgeschoss hat eine dunklere Hautfarbe, sie sprechen eine andere Sprache, und die meisten leben mehrere Kilometer von der Stadt entfernt, in einer Bretterbuden-Siedlung, die auf Slowakisch osada genannt wird. Die Kinder im Erdgeschoss sind Roma, und wenn sie dieses Jahr im Kindergarten absolviert haben, werden sie in eine andere (Vor)Schule gehen, an der ebenfalls nur Roma unter sich sind, in eine Schule, die mit altem Spielzeug und altem Geschirr ausgestattet ist, und in der die Räume überbelegt sind. Manche werden vielleicht nach einer Einstufung zweifelhafter Qualität in eine Sonderschule für Kinder mit körperlichen und geistigen Behinderungen geschickt.

In der Slowakei haben Roma-Kinder massive Schwierigkeiten, wenn sie in die Grundschule kommen. Die verbreitete Praxis, Roma- und Nicht-Roma-Schüler auf Grundschulebene zu trennen, führt zu einer weitgehenden Rassentrennung. In den getrennten Klassen erhalten Roma-Kinder unabhängig von ihren persönlichen Fähigkeiten eine unterdurchschnittliche Bildung. Die Hürden auf dem Weg zur Bildung sind Teil der Verweigerung sprachlicher und kultureller Rechte, die viele Roma in der Slowakei erfahren. Das Versäumnis der Regierung, Roma-Kinder eine ausreichende Bildung zu gewährleisten, schadet ihren künftigen Chancen auf dem Arbeitsmarkt und verstärkt den Teufelskreis der Ausgrenzung und Armut der Roma.

Das Recht auf Bildung steht in engem Zusammenhang mit anderen wichtigen Menschenrechten, so dem Recht auf angemessenen Wohnraum. Genauso, wie die Roma in der Slowakei im Bildungsbereich ausgegrenzt werden, leben sie auch oft in Siedlungen, häufig in Bretterbuden, die vom Stadtzentrum weit entfernt sind. Wenn es Transportmittel gibt, können die Roma sie häufig nicht bezahlen. Bestimmte Grundschulen verlangen auch Beiträge von den Eltern, was ebenfalls außerhalb der finanziellen Möglichkeiten vieler Roma liegt. In vielen Fällen bewirkt das Fehlen regelmäßiger Verkehrsverbindungen – ob nun gratis oder gegen Entgelt – in die Stadt bzw. ins Stadtzentrum, zusammen mit der Armut und der Angst vor Diskriminierung, dass Roma-Kinder Mühe damit haben, die Schule regelmäßig zu besuchen. Wenn sie es tun, vermittelt das Konzept und die Praxis der „reinen Roma-Klassen“ ihnen den Eindruck, dass sie es nicht wert sind, Bildung auf dem Niveau der Mehrheitsbevölkerung zu erhalten, was ihr Gefühl der sprachlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Isolierung noch verstärkt.

Die Regierung der Slowakei und die Europäische Union sind verantwortlich dafür, Maßnahmen zu ergreifen, um der gesamten Bevölkerung eine Grundschulbildung zu gewährleisten, unabhängig davon, wie marginalisiert und benachteiligt die Kinder sind. Das EU-Mitgliedsland Slowakei und die EU tragen eine besondere Verantwortung dafür, allen BürgerInnen einen guten Bildungsstandard zu vermitteln.

Der vollständige Bericht, auf dem diese Zusammenfassung beruht, bezieht seine Informationen aus Besuchen von AI-Delegierten in mehreren slowakischen Städten im Jahre 2006 und 2007, darunter auch in Roma-Siedlungen in den östlichen Regionen des Landes, in denen Armut und soziale Ausgrenzung unter den Roma nach allgemeiner Ansicht am schlimmsten ist. Die Delegierten von Amnesty International haben mit Beamten aus dem Bildungsbereich, mit Lehrkräften, mit nicht-staatlichen Organisationen, mit Roma-Gemeinden und Gemeinden der Mehrheitsbevölkerung, mit Kindern und mit Eltern über ihre Erfahrungen mit dem Zugang zur Elementarschulbildung gesprochen.

Die Roma in der Slowakei

Die Roma-Bevölkerung in der EU wird auf zwischen 7 und 9 Millionen geschätzt, annähernd 80 Prozent leben in den neuen EU-Staaten.
 Bei der Volkszählung in der Slowakei vom Jahre 2001 bezeichneten sich knapp 90.000 Menschen als Roma, bei einer Gesamtbevölkerung von über 5,3 Millionen. Aus Angst vor Diskriminierung und Verfolgung geben sich Roma beim Volkszählungen und Umfrangen jedoch oft nicht als solche zu erkennen, die wirkliche Zahl von Roma in der Slowakei wird auf zwischen 480.000 und 520.000 geschätzt.

Roma leben seit mindestens dem 14. Jahrhundert in der Slowakei. Es gab wiederholte Versuche, sie mit Zwang an die Mehrheitsbevölkerung zu assimilieren und ihre traditionelle Lebensweise aufzugeben. Die förmliche Anerkennung der Roma als nationale Minderheit erfolgte im April 1991 durch die Slowakische Republik, die damals noch Bestandteil der Tschechoslowakei war. Heute leben die meisten Roma im Osten und Süden des Landes, oft auf Land, das den örtlichen Gemeinden gehört, jedoch außerhalb liegt. In diesen Siedlungen gibt es typischerweise kein fließendes Wasser, keinen Strom, und auch keine anderen Errungenschaften der Zivilisation. Viele Häuser haben Lehmböden, keine Heizung und beherbergen ganze Familien von einem Dutzend oder mehr Personen in einem Raum der nicht größer ist als sonst ein Wohnzimmer. Laut einigen Quellen gehören die Lebensbedingungen der Roma in der Ost-Slowakei zu den ärmsten in der ganzen EU.

Diskriminierung und Jahrhunderte der Verfolgung haben für viele Roma zu Armut und Arbeitslosigkeit geführt, ihre wirtschaftliche Lage hat sich seit Beginn der 1990er verschlechtert, als freie Wahlen vier Jahrzehnte kommunistischer Herrschaft beendeten. Während der Untersuchungen von Amnesty International wurde Enttäuschung über diese Situation geäußert. Die Rektorin einer Roma-Schule in der Ost-Slowakei drückte es so aus: „Die Beamten in Bratislava treffen Entscheidungen ohne auch nur eine Vorstellung von der wirklichen Lage hier zu haben“.
Ausgrenzung im slowakischen Bildungssystem
	“Wenn alle Roma-Kinder die Grundschule besuchen, werden die weißen Kinder zur Minderheit. Um dies zu vermeiden, sorgen die Weißen dafür, dass unsere Kinder in die Sonderschulen kommen... Roma aus reichen Familien besuchen die normale Grundschule. Aber Roma aus armen Familien enden gewöhnlich in einer Sonderschule.”

Eine Roma-Angestellte einer Gemeinde in der Ost-Slowakei


Das Kultusministerium der Slowakischen Republik ist für die Bildungspolitik verantwortlich. Vorschulerziehung bzw. Kindergärten für Kinder zwischen drei und fünf ist keine Pflicht und gewöhnlich auch nicht unentgeltlich. Die Pflichtschulzeit dauert zehn Jahre und gilt für Kinder im Alter von 6 bis 16.

Seit den 1960er Jahren bieten 14 Typen von Sonderschulen unterschiedliche Lehrpläne, die an Kinder mit unterschiedlichen Bedürfnissen angepasst sind. Viele dieser Schulen bieten spezielle Lehrpläne entsprechend der jeweiligen körperlichen oder geistigen Behinderung.

Die slowakische Regierung betont, dass eine Rassentrennung im Bildungswesen keine offizielle Regierungspolitik darstelle. Trotzdem äußern Menschenrechtsgremien ständig ihre Bedenken über den hohen Anteil von Roma-Kindern in der Ost-Slowakei, die verschiedenen Formen der Ausgrenzung und Isolierung ausgesetzt sind. In einigen Gebieten der Ost-Slowakei sind 100 Prozent der Schulen getrennt, wie ein/e Schuldirektor/in erklärte, der/die mit Amnesty International sprach. Unabhängige Studien lassen den Schluss zu, dass bis zu 80 Prozent der in slowakischen Sonderschulen untergebrachten Kinder Roma sind.
 

Laut Slowakischem Gesetz sind Sonderschulen und Sonderklassen für Kinder mit speziellen Bildungsbedürfnissen gedacht, darunter für Kinder mit körperlichen und geistigen Behinderungen sowie mit Lernschwächen, allerdings auch für Kinder die „Kommunikationsschwierigkeiten“ oder „soziale Entwicklungsprobleme“ haben oder einem „sozial benachteiligten Hintergrund“ entstammen. Diese Kriterien sind reichlich schwammig und sie lassen – wie Amnesty International und andere dokumentiert haben – reichlich Spielraum für Diskriminierung und Ausgrenzung.
 Speziell der Hinweis auf einen „sozial benachteiligten Hintergrund“ wird weitgehend als Synonym für Kinder mit Roma-Hintergrund aufgefasst.

Die Unterbringung in einer Sonderschule ist meist eine Einbahnstraße. Kinder, die falsch eingestuft und zu Unrecht in eine Sonderschule eingewiesen wurden, haben nur sehr vage Chancen, zurück in eine Normalschule zu kommen oder mehr als nur die Pflichtschuljahre zu absolvieren. Auch werden die Roma-Eltern unter Druck gesetzt, die Ausgrenzung als normal und gar noch als vorteilhaft für ihre Kinder zu akzeptieren. Dies geschieht mitunter durch finanzielle Anreize für diejenigen, die ihre Kinder in Sonderschulen oder Sonderklassen schicken.
	“Die Roma-Bevölkerung hat andere Werte, deshalb wollen sie auch nicht lernen. Bei ihnen steht Liebe an erster Stelle.“

“Ich glaube nicht, dass Sie ihr Kind in eine Roma-Klasse gehen lassen würden, wenn Sie hier lebten. Denn dann würde ihrem Kind alles gestohlen.“

“Roma betrachten Bildung nicht als Wert.”

“Wenn ich eine Roma-Klasse aufmache, werde ich alle weißen Kinder verlieren. Sie sind nicht sauber genug, und ich habe auch keinen Raum für sie“

Bemerkungen von Angehörigen der Erziehungsberufe in der Slowakei gegenüber AI


Roma-Kinder von der Bildung ausgeschlossen
	“Als ich in die Schule ging, lernte ich zusammen mit Weißen in der selben Klasse. Dann kamen die 90er Jahre und die Weißen wurden in andere Schulen geschickt, es wurden Schulen für sie geschaffen, die Roma blieben hier unter sich...Aber es wäre besser, wenn Weiße und Roma gemeinsam auf die Schule gingen, dann wären die Beziehungen zwischen ihnen besser... Ich habe viele Freunde in Jarovnice, Pekľany, Renčišov .., weil ich mit Weißen zusammen war. Mein Sohn dagegen hat keine weißen Freunde, nur Roma.“

“Wir haben kein gutes Leben. Es fehlt an allem. Wir haben keine Hygiene. Die Kinder wollen baden, wir wollen ein Bad haben, wir wollen in sauberen Häusern wohnen. Wir haben kein Licht, und wir wollen wie normale Menschen leben. So viele Menschen können unmöglich in so einem Umfeld leben. Wenn ich mich waschen will, muss ich die Kinder rausschicken... Ich möchte, dass sie ihre Hausaufgaben machen, damit ich ihnen helfen kann und sie lernen  können, aber das ist unmöglich, wenn man kein Licht hat. Wir haben nur eine Kerze...aber die brennt rasch ab und dann müssen wir uns schlafen legen.“

Roma-Eltern


Laut einem Bericht des Menschenrechtskommissars des Europarats aus dem Jahr 2006 erreichten nur drei Prozent der Roma-Kinder in der Slowakei die Sekundarstufe, und nur acht Prozent wurden an Technischen Sekundarschulen eingeschrieben. Diese Zahl ist extrem niedrig und löste bei internationalen Gremien Besorgnis aus.

Wie die oben zitierten Bemerkungen zeigen, sind negative Einstellungen gegenüber Roma selbst dort unter SchulbeamtInnen und LehrerInnen verbreitet, wo Roma-Kinder zur Schule gehen. Die Diskriminierung  durchdringt viele Schichten der slowakischen Gesellschaft, sie schlägt sich in den Gesetzen, Normen und der alltäglichen Bildungspraxis nieder, besonders in der Vorschulerziehung.

Amnesty International stellte während ihrer Untersuchung fest, dass ein ganzes Bündel von oft gegenseitig bedingten Faktoren die Verwirklichung des Rechts auf Bildung von Roma-Kindern behindert. Dazu gehören:

Armut und Lebensbedingungen: Viele Roma-Kinder leben unter miserablen Bedingungen, es gibt keine Wasserleitungen, kein Gas, kein Bad und kein WC, es gibt keinen Anschluss ans Stromnetz. Dies alles schränkt ihre Möglichkeiten zu lernen ein und behindert ihr Fortkommen an der Schule. Wie in der Einleitung schon erwähnt, sind die Roma-Siedlungen zudem oft von der Stadt oder dem Zentrum entfernt, es gibt wenig öffentliche Transportmittel zur Schule, und wo es einen Bus gibt, können sich viele Roma-Familien die Fahrtkosten nicht leisten.

Fehlende Mittel für bestehende Roma-Schulen: Reine Roma-Schulen sind mit größerer Wahrscheinlichkeit überfüllt und leiden mehr unter dem Mangel an Haushaltsmitteln als Schulen für die übrige Bevölkerung. Ein Roma in Jarovnice beschrieb die Lage in einer Vorschule: „Die Teller für Roma sind alt, die Tassen angeschlagen, die Löffel sind alt, aber die Weißen haben neues Geschirr... Sie haben die neuen Sachen genommen und den weißen Kindern gegeben, die alten Sachen haben sie den Roma gegeben.“

Der Schuldirektor einer reinen Roma-Grundschule erklärte Amnesty International mit, wie der Mangel an Geldern und an Räumen in seiner Schule ihn daran hinderte, Vorschul-Klassen und andere Sonderklassen einzurichten: „Wir sind so voll, dass wir hier keine Sonderklasse einrichten können. Die Zahl der Schüler in einer Sonderklasse sollte zwischen acht und zwölf betragen, aber unsere Klassen haben 26-27 Schüler. Das Geld wird nicht in der Weise ausgegeben, wie wir es brauchen – namentlich nicht für Schulen und neue Klassenzimmer. Wir haben keine Vorbereitungsklasse (Nullte Klasse).“

Vorurteilsbehaftete Einstufungen: Wenn ein Roma-Kind einmal in eine Sonderschule oder Sonderklasse eingeteilt wurde, gibt es nur selten einen Weg zurück in die Normalschule. Entscheidungen über die Einteilung zur Sonderschule oder zu einer Sonderschulklasse innerhalb einer Normalschule werden getroffen, wenn das Kind das Schulalter erreicht hat. Weil Roma-Kinder gewöhnlich kein slowakisch sprechen und auch nicht in die Vorschule oder in den Kindergarten gegangen sind, sind sie bei diesen Einstufungen benachteiligt. Ein Schulinspektor beschrieb gegenüber Amnesty International, welche kulturellen, sprachlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Vorurteile den Einstufungen zugrunde liegen: „Bei unseren Inspektionen in der Ost-Slowakei haben wir festgestellt, dass die meisten Roma nicht geistig zurückgeblieben sind, auch wenn bei ihnen eine solche Diagnose gestellt wurde.“ Nach dem slowakischen Gesetz haben Kinder seit 1991 das Recht, von Sonderschulen in Normalschulen geschickt zu werden, aber Amnesty International hat erfahren, dass eine Rücktransfer von Kindern aus der Sonderschule in Normalschulen nur sehr selten erfolgt.
Verweigerung sprachlicher und kultureller Rechte:  Seit 1991 sind Roma in der Slowakei als nationale Minderheit anerkannt, aber sie genießen nicht die sprachlichen und kulturellen Rechte, die anderen Minderheiten in der Slowakei gewährt werden. Laut dem Schulgesetz von 1984 ist die vorrangige Unterrichtssprache Slowakisch, aber mehrere ethnische und sprachliche Minderheiten sind namentlich erwähnt, deren Kinder das Recht besitzen, auf Tschechisch, Ungarisch, Deutsch, Polnisch oder Ukrainisch unterrichtet zu werden. Das Recht, auf Romani unterrichtet zu werden, wird nicht erwähnt. Beamte aus dem Bildungsbereich und Roma-Eltern haben Amnesty International immer wieder berichtet, dass Roma-Kinder oft nur deshalb in Sonderschulen und Sonderschulklassen kommen, weil sie kein Slowakisch sprechen.

Die Ausstattung mit Lehrmaterial auf Romani ist dürftig bis fehlend. Mehr Wertschätzung für die Sprache und Kultur der Roma parallel zum Unterricht in der Mehrheitssprache auf allen Klassenstufen würden zu mehr gegenseitigem Verständnis beitragen und den Kindern den Wert aller Kulturen verdeutlichen. Dies sollte jedoch nicht als Vorwand dazu dienen oder dazu führen, dass Roma-Kinder in reine Roma-Klassen kommen.

Halbherzige Maßnahmen: Amnesty International stellt fest, dass die slowakische Regierung eine Reihe von Maßnahmen verabschiedet hat, die auf eine Verbesserung des Zugangs von Roma-Kindern zum Bildungssystem abzielen. Wir sind jedoch besorgt darüber, dass Spezialmaßnahmen nicht systematisch eingeführt werden und dass es keine angemessene Überwachung und Rechenschaftspflicht dafür gibt. So haben nicht-staatliche Organisationen einige Neuerungen in Schulen eingeführt, die vom Kultusministerium übernommen wurden – etwa die Vorschulklassen (Nullte Klassen) an Grundschulen für Kinder mit „sozial benachteiligtem Hintergrund“, sowie die Anstellung von Lehrassistenten, die Kindern mit sprachlichen oder sozialen Problemen helfen sollen. Beide Maßnahmen werden von Schulen und Eltern zwar als wirksame Unterstützung für Roma-Kinder angesehen, die Finanzierung derselben ist jedoch reine Willkürsache und die Idee wird nur von wenigen aufgegriffen. Die Schulen leiden auch an einem Mangel an qualifizierten LehrassistentInnen, weil es an Geldern und Schulungen fehlt.

Das Recht auf Bildung

Das Recht auf Bildung ist in internationalen Menschenrechtsnormen und –abkommen verankert, von denen viele auch für die Slowakei bindend sind. Die Verpflichtungen der Regierung bezüglich des Rechts auf Bildung lassen sich in folgenden vier Punkten fassen:

· Verfügbarkeit. Grundschulbildung muss verpflichtend für alle und kostenfrei sein. Funktionierende Bildungseinrichtungen und -programme müssen in ausreichender Zahl zur Verfügung stehen.

· Zugänglichkeit. Bildung muss nach dem Gesetz und in der Praxis allen ohne Diskriminierung zugänglich sein, besonders auch den benachteiligten Gruppen.

· Akzeptable Inhalte. Form und Inhalt der Bildung, inklusive Lehrpläne und Lehrmethoden, müssen akzeptabel sein (sie sollten zum Beispiel sachgerecht, kulturell angemessen und von guter Qualität sein).

· Flexibilität. Bildung muss flexibel auf die Bedürfnisse der SchülerInnen eingehen, unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen gesellschaftlichen und kulturellen Einbindung. Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, um die Fähigkeit der Kinder zu erhöhen, Zugang zur Bildung zu erhalten und davon zu profitieren.
Die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU) müssen Menschenrechtsnormen einhalten und das einheimische Recht in Einklang mit dem EU-Recht bringen. Die Slowakei ist 2004 EU-Mitglied geworden. EU-Kriterien schreiben vor, dass die Institutionen eines Mitgliedsstaates Demokratie, Rechtstaatlichkeit, Menschenrechte und die Achtung und den Schutz der Minderheiten in vollem Umfang garantieren. Im Juni 2000 setzte die EU eine Richtlinie in Kraft, um das Prinzip gleicher Behandlung unabhängig von der rassischen oder ethnischen Herkunft umzusetzen. Die Richtlinie verbietet direkte wie indirekte Diskriminierung und bezieht sich ausdrücklich auch auf das Bildungswesen.

Empfehlungen

Amnesty International fordert die Regierung der Slowakei auf, ernsthaft gegen das Problem der Ausgrenzung vorzugehen. Roma-Kinder sollten nicht in Sonderschulen oder getrennten Schulen unterrichtet werden, bloß weil sie Roma sind oder weil sie sozial benachteiligt sind. In Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem internationalen Völkerecht sollte die Regierung sicherstellen, dass alle Roma-Kinder vor der Einschulung und während der Schulzeit in den Genuss spezieller Fördermaßnahmen kommen und dass kein Kind wegen seiner ethnischen Herkunft, seiner Armut, der Entfernung oder der Kosten vom höher qualifizierten Normalschulsystem ausgeschlossen wird.

Die EU und andere Geldgeber und Institutionen sollten ihre Prioritäten auf die Integration der Roma in die Normalschule legen und sicherstellen, dass Roma-Kinder nicht diskriminiert werden. 

Insbesondere fordert Amnesty International dazu auf, in folgenden zentralen Punkten aktiv zu werden: 

· Die Regierung der Slowakei sollte an erster Stelle für die Verwirklichung des Rechts auf kostenlose Schulpflicht für Roma-Kinder sorgen, indem sie einen Aktionsplan entwirft und durchführt, um sicherzustellen, dass alle Kinder die Schulpflichtzeit absolvieren, wie im Internationalen Pakt für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte festlegt ist (ICESCR). Der Plan sollte der Integration und dem Schulbesuch von Roma-Kindern an Normalschulen Vorrang einräumen. Hierzu sind gemäß dem UN-Abkommen über die Rechte des Kindes die Aufhebung der faktischen Rassentrennung und spezielle Fördermaßnahmen erforderlich, die zum Schulbesuch anspornen und den Anteil der Kinder, die nicht in die Schule gehen, reduzieren.

· Die Regierung der Slowakei sollte sich politisch klar und eindeutig verpflichten, die Ausgrenzung der Roma im Bildungsbereich zu beseitigen. Die Regierung der Slowakei sollte sich mit der Roma-Gemeinschaft beraten, wie diese Verpflichtung am besten verwirklicht werden kann, und konkrete, gezielte und wirksame Schritte ergreifen, um die faktische Rassentrennung im Bildungsbereich aufzuheben.

· Das Kultusministerium muss dafür sorgen, dass Inhalt und Mittel der Bildung in Einklang mit den Menschenrechten stehen. Es sollte in Absprache mit Roma-Gemeinden und –organisationen sicherstellen, dass die Kultur, Geschichte und Traditionen der Roma sowie Informationen über ihren Beitrag zur Gesellschaft in die Lehrpläne der Schulen aufgenommen werden. Es sollte das Schulgesetz so ändern, dass die Roma-Sprache die selbe Anerkennung findet wie die anderen, aufgezählten Minderheitensprachen. Es sollte dafür sorgen, dass Lehrmittel in der Roma-Sprache zur Verfügung stehen. Es sollte LehrerInnen und anderes Personal der Grundschulen entsprechend schulen. Es sollte sicherstellen, dass Mitgliedern der Roma-Gemeinde echte Mitwirkung an der Bildungspolitik eingeräumt wird, soweit es um die Integration der Roma geht. Es sollte auf allen Ebenen Lehrkräfte mit einem Roma-Hintergrund einstellen und dafür sorgen, dass sie im Schulsystem keiner rassischen Diskriminierung ausgesetzt werden.

· Das Kultusministerium sollte auch statistische Informationen und Daten sammeln, um die ethnische Zusammensetzung der Klassen an Grundschulen zu überwachen, und dafür sorgen, dass ethnische Diskriminierung bei der Zuweisung von Kindern in bestimmte Schultypen oder Klassen keine Rolle spielt.

Außerdem fordert Amnesty International die Europäische Union und andere Geldgeber auf, die Regierung der Slowakei in ihren Bemühungen zu unterstützen, die systematische Verletzung des Rechts auf Bildung von Roma-Kindern zu bekämpfen, indem sie die notwendige finanzielle und technische Hilfe gewährt. Amnesty International empfiehlt insbesondere, dass die Geldgeber ihren Einfluss nutzen, um die Regierung der Slowakei zu ermutigen, die Empfehlungen dieses Berichts zu verwirklichen, namentlich zur Beseitigung der getrennten Schulbildung von Roma-Kindern. Sie sollten auch sicherstellen, dass alle Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Roma in der Slowakei in Einklang mit dem internationalen Völkerrecht und internationalen Menschenrechtsnormen stehen, die das Recht auf angemessenen Wohnraum, auf Wasser und Hygieneeinrichtungen, sowie das Recht auf wirkliche Teilhabe der Roma an Entscheidungen betreffen, soweit diese mit der  Verwirklichung ihrer Menschenrechte zusammenhängen.

Amnesty International gibt mehrere Empfehlungen, die sich direkt an die EU richten:

· Die EU sollte ein integriertes Politikpaket über Roma verabschieden, um die vorhandenen gesetzlichen, finanziellen und politischen Mittel effizient einzusetzen. Hierzu muss eine EU-Rahmenstrategie für die Integration der Roma ausgearbeitet werden, die für Kohärenz und gegenseitige Ergänzung von Politik, Initiativen und Mittelvergabe sorgt. Die Rahmenstrategie gäbe den EU-Mitgliedsstaaten zudem Richtlinien, an denen sie sich orientieren können, und würde zum Austausch bester Praktiken beitragen.

· Die EU sollte innerhalb existierender Anti-Diskriminierungs- und sozialer Integrierungspolitik klar die Lage der Roma ansprechen und die Mitwirkung von Roma an der politischen Entscheidungsfindung sowie an deren Umsetzung und Beurteilung fördern. Sie sollte den Einsatz von EU-Instrumenten unterstützen, das Bewusstsein über die gesellschaftliche Lage der Roma zu erhöhen.

· Die EU sollte sicherstellen, dass der Einsatz von EU-Geldern nicht zu einer rassischen Ausgrenzung im Bereich der Bildung, des Wohnungswesens und der Gesundheitsfürsorge führt.

	Dieser Text stellt eine Zusammenfassung des ausführlichen Berichts dar, der gleichzeitig im November 2007 unter dem AI Index EUR 72/001/2007 veröffentlicht wurde.

Originalsprache: Englisch.

Hinweis: Diese Zusammenfassung ist eine unverbindliche Übersetzung. Maßgeblich ist einzig das Original. Verantwortlich für die Übersetzung: Georg Warning, Konstanz, November 2007


� World Bank, About the Roma: Facts and figures, at http://web.worldbank.org.


� ERRC, Stigmata: Segregated Schooling of Roma in Central and Eastern Europe, 2004 (hereafter ERRC, Stigmata, 2004), pp. 13 and 28-29; ECR,I Third report on Slovakia, CRI (2004) 4, Adopted on 27 June 2003 made public on 27 January 2004 (hereafter ECRI, Third report on Slovakia, 2004), p. 24 Save the Children, Denied a Future? The right to education of Roma/Gypsy and Traveller Children in Europe, Vol. 2, 2001 (hereafter Save the Children, Denied a Future? 2001), p.188.


� In addition to the present report, see in particular, ERRC, Stigmata, 2004, and ERRC, The Impact of Legislation and Policies on School Segregation of Romani Children: A Study of Anti-Discrimination Law and Government Measures to Eliminate Segregation in Education in Bulgaria, Czech Republic, Hungary, Romania and Slovakia, February 2007 (hereafter ERRC, The Impact of Legislation and Policies on School Segregation of Romani Children, 2007).
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